
„Jugendversionen“ von Social-Media-Apps
In den USA muss die App Instagram von Meta Änderungen für minderjährige Nutzer vornehmen.
Das könnte auch in Europa die Debatte um ein Social-Media-Verbot noch mal verändern.

16,7 Milliarden US-Dollar. Mit
dieser kaum greifbaren Summe
ist der Facebook-Mutterkonzern
Meta noch einmal um ein Urteil
in einemUS-Gerichtsprozess he-
rumgekommen. Mehrere US-
Bundesstaaten hatten dem
Unternehmen vorgeworfen,
Kinder bewusst zu einer aus-
ufernden Nutzung von Face-
book und Instagram verleitet zu
haben. Das Unternehmen von
Mark Zuckerberg stimmte am
Mittwoch einem Vergleich zu,
der unter anderem die Summe
vonumgerechnet rund14,3Mil-
liarden Euro beinhaltet.
Das ist aber nicht alles: Teil der

Einigung ist auch, dassMeta sei-
neApps fürKinderund Jugendli-
che verändert. Der Konzern ver-
pflichtet sich, die Nutzungszeit
fürMinderjährige auf zwei Stun-
den pro Tag zu begrenzen. Auch
obligatorische Unterbrechun-
gen sieht die Vereinbarung vor –
das soll das Endlos-Scrollen ver-
hindern. Hinzu kommen Maß-
nahmen wie eine Nachtsperre
der Apps, keine Push-Benach-
richtigungen während der
Schulzeit, eine Deaktivierungs-
möglichkeit automatisch ab-
spielbarer Inhalte und „robuste-
re“MaßnahmenzurAltersverifi-
zierung.Die Regeln gelten nur in
den klagenden US-Bundesstaa-
ten, nicht weltweit.
Für den Konzern ist der Ver-

gleich trotz der hohen Summe
ein Erfolg: Ein echtes Urteil hätte
womöglich eine tiefgreifende
Änderung des eigenen Ge-
schäftsmodells bedeutet. Den-
noch dürfte das Ergebnis des
Vergleichs auch in Europamit In-

teresse beobachtet werden.
Spezielle „Jugendversionen“
von Apps waren auch hier be-
reits im Rahmen der Social-Me-
dia-Verbotsdebatte diskutiert
worden.
Ein Vorschlag, den auch Fach-

leute für sinnvoll halten. Olaf
Köller, wissenschaftlicher Direk-
tor beim Leibniz-Institut für die
Pädagogik der Naturwissen-
schaften und Mathematik (IPN)
und Vorsitzender der Experten-
kommission „Kinder- und Ju-
gendschutz in der digitalen
Welt“ sieht im Meta-Vergleich
einen „wichtigen Schritt, weil er
die Verantwortung für den
Schutz jungerMenschen stärker
bei den Plattformen verankert“.
Die Expertenkommission ist ein
unabhängiges, interdisziplinä-
res Gremium, das von Bildungs-
ministerin Karin Prien (CDU) da-
mit beauftragt wurde, Hand-

lungsempfehlungen für einen
digitalen Kinder- und Jugend-
schutz zu erarbeiten. Im Juni hat
sie ihre Ergebnisse vorgelegt.
Die Tatsache, dass sich Meta

nun zu konkreten Schutzmaß-
nahmen verpflichte, setze auch
für Deutschland und Europa ein
„Signal“, sagt Köller gegenüber
dem RedaktionsNetzwerk
Deutschland (RND). Und zwar
„dahingehend, dass Jugend-
schutz in der digitalen Welt im
Design digitaler Angebote ver-
ankert werden muss“. Gleich-
zeitig hält Köller die in den USA
beschlossenen Maßnahmen für
zu lasch. „Auch Empfehlungsal-
gorithmen, Push-Nachrichten
und andere Mechanismen, die
auf möglichst lange Nutzung
abzielen, müssen stärker regu-
liert werden.“
Michael Hubmann, ebenfalls

Teil der Expertenkommission

und Präsident des Berufsver-
bands der Kinder- und Jugend-
ärzt*innen e.V. sagt dem RND:
„Wir haben gesehen, dass die
reinen Selbstverpflichtungen
der Plattformen fehlschlagen.
Dass Meta nun aber anerkennt,
dass die übermäßige Nutzung
sozialerMedienGefahren für Ju-
gendliche bis zum Suizid brin-
gen kann, ist ein Paradigmen-
wechsel. Der Konzern gesteht
durch den Vergleich ein, dass er
bislang zu wenig getan haben,
um junge Menschen zu schüt-
zen.“
Auch Ramona Pop vom Ver-

braucherzentrale Bundesver-
band sieht die Plattformen in der
Pflicht, fordert allerdings eben-
falls mehr Maßnahmen als in
den USA. „Schutzmaßnahmen
wie Zeitlimits, nächtliche Sper-
ren oder deaktivierte Benach-
richtigungen können den Nut-

zungsdruck von Minderjährigen
verringern.“ Das reiche aber
noch lange nicht aus, um junge
Menschenwirksamzuschützen.
„Denn das eigentliche Pro-

blem bleibt: Geschäftsmodelle
und Algorithmen, die darauf
ausgelegt sind,Aufmerksamkeit
möglichst lange zu binden. Kin-
der und Jugendliche brauchen
keine bloßen Nutzungsgrenzen,
sondern Plattformen, die von
vornherein sicher sind. Die Ver-
antwortung kann und darf nicht
alleinbeidenEltern liegen“, sagt
sie dem RND.
Plattformen müssten deshalb

so gestaltet sein, dass junge
Menschen geschützt sind, „oh-
ne sie von digitaler Teilhabe aus-
zuschließen“. Risikoreiche
Funktionen sollten „erst freige-
schaltet werden, wenn Nutze-
rinnen und Nutzer ihre Volljäh-
rigkeit nachgewiesen haben“.

Das Problemmit Der
meinungsfreiheit

Spezielle Jugendversionen von
Social-Media-Apps könnten
auch ein Problem umgehen, das
Kritikerinnen und Kritiker eines
Social-Media-Verbots zuletzt
immer wieder vorgebracht hat-
ten: Schließt manMinderjährige
von Plattformen aus, schränkt
man damit auch ihre Meinungs-
freiheit und politische Teilhabe
ein. Ein Problem, vor dem auch
Frankreich aktuell steht: Das
Land war beim Social-Media-
Verbot für Minderjährige vorge-
prescht und schließlich am Ver-
fassungsrat gescheitert.
Dieser bescheinigte einemge-

nerellen Verbot „einen unver-
hältnismäßigen Eingriff“ in die
Meinungs- und Kommunika-
tionsfreiheit. Das weit gefasste
Verbot könnte auch Kommuni-
kationsdienste mit einbeziehen,
„bei denen die Risiken für die
Gesundheit und Sicherheit von
Minderjährigen nicht nachge-
wiesen sind“.
Ob spezielle Jugendversionen

in Deutschland ernsthaft debat-
tiert werden, hängt noch von
verschiedenen Faktoren ab. Zum
einen müsste sich die SPD mit
ihrem Koalitionspartner einig
werden. Bildungsministerin Ka-
rin Prien (CDU) hatte sich in die-
ser Woche nochmals für ein So-
cial-Media-Verbot für unter 13-
Jährige ausgesprochen – die
Plattformregulierung spielt in
den CDU-Vorschlägen bislang
jedochehereineuntergeordnete
Rolle. Die CSU zeigt sich generell
skeptisch gegenüber Verbots-
plänen. Zudem hängt vieles an
der Europäischen Union: Die EU-
Kommission will im September
ihre Pläne zumThema vorstellen.

erwachsene bleiben weiter
ungeschützt

Ein Problem dürfte aber bleiben:
Um minderjährige Nutzerinnen
und Nutzer zu identifizieren,
müssten Plattformen verlässlich
das Alter überprüfen – ganz
egal, ob es sich um ein vollstän-
diges Social-Media-Verbot han-
delt oder um eine Jugendver-
sion. Rein technisch dürften So-
cial-Media-Plattformen wahr-
scheinlich keine gesonderten
Apps für Jugendliche anbieten,
sondern in den bestehenden be-
stimmte Funktionen fürMinder-
jährige schlicht abschalten. Da-
für wäre eine vorherige Alters-
kontrolle notwendig.
Das Verfahren stößt bei

Datenschützern und Netzakti-
vistinnen und -aktivisten auf Kri-
tik. Für den Altersnachweis
müsste man zwangsläufig sen-
sible Daten preisgeben – entwe-
der an die Plattform selbst oder
über Drittanbieter. Auch im Fall
aus Frankreich spielte die unklar
geregelte Altersverifikation
beim Scheitern des Vorhabens
eine Rolle. Die EU setzt auf eine
eigene App zur Alterskontrolle,
die allen Mitgliedsstaaten zur
Verfügung stehen soll.
Ein anderes Problem: Passen

Plattformen ihre Dienste für Ju-
gendliche an, gelten diese Ein-
schränkungen auch ausschließ-
lich für diese. „Für Erwachsene
ändert sich andem toxischenGe-
schäftsmodell des Meta-Kon-
zerns nichts“, formulierte es der
Netzaktivist Markus Beckedahl
amMittwoch in einemText. Geg-
nerinnen und Gegner eines So-
cial-Media-Verbots plädieren seit
Langemdafür, Plattformen für al-
le Menschen sicherer zu machen
– nicht nur für Minderjährige.
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